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BUNDESMINISTERIUM FUR SOZIALE SICHERHEIT
GENERATIONEN UND KONSUMENTENSCHUTZ





GZ: BMSG-40101/0003-IV/1/2005
Wien, 

Betreff:
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem ein Bundesgesetz über die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz – BGStG) erlassen wird und das Behinderteneinstellungsgesetz, das Bundesbehindertengesetz, das Bundessozialamtsgesetz, das Gleichbehandlungsgesetz, das Bundesgesetz über die Gleichbehandlungskommission und die Gleichbehandlungsanwaltschaft sowie das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz geändert werden
V o r t r a g

an den Ministerrat

Seit den neunziger Jahren ist ein allgemeines Umdenken in der Haltung gegenüber Menschen mit Behinderungen festzustellen. Die Menschenrechte und das Thema Gleichstellung haben in der Behindertenpolitik besondere Bedeutung erlangt und einen Paradigmenwechsel herbeigeführt. Als Folge dieses Umdenkens beschloss der Nationalrat bereits im Jahr 1997, an den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz des Artikel 7 Absatz 1 B-VG folgende Sätze anzufügen: „Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Die Republik (Bund, Länder und Gemeinden) bekennt sich dazu, die Gleichbehandlung von behinderten und nichtbehinderten Menschen in allen Bereichen des täglichen Lebens zu gewährleisten“ (BGBl. I Nr. 87/1997).

Im aktuellen Regierungsprogramm 2003 werden im Kapitel Arbeit und Soziales u.a. folgende Ziele festgehalten:

· „Erarbeitung eines Bundesbehindertengleichstellungsgesetzes unter Einbeziehung der Betroffenen, sowie Vorlage eines Bündelgesetzes auf Grundlage der Ergebnisse aus 1999 einer Arbeitsgruppe im Verfassungsdienst über die Diskriminierung behinderter Menschen in den verschiedensten Gesetzesmaterien;

· Durchforstung der Berufsausbildungs- Ausübungs- und Zugangsgesetze auf Diskriminierung behinderter Menschen;

· Sicherstellung einer barrierefreien Nutzung bei Um- und Neubauten im gesamten öffentlichen Bereich inklusive des öffentlichen Verkehrs und der Verkehrsflächen;

· Ermöglichung eines barrierefreien Zugangs zum E-Government und E-Learning;

· Verbesserung der Voraussetzungen für Gebärden- und Lautsprache.“

Das Jahr 2003 war das „Europäische Jahr der Menschen mit Behinderungen“, in dem die Arbeiten an einem österreichischen Behindertengleichstellungsgesetz konkrete Gestalt annahmen. Mit Entschließung des Nationalrates vom 9. Juli 2003 wurde die Bundesregierung ersucht, dem Nationalrat möglichst bis Ende 2003 den Entwurf eines Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes zuzuleiten. Mit der Ausarbeitung dieses Entwurfes wurde eine Arbeitsgruppe der Bundesregierung betraut, in der auch Vertreter der Behindertenorganisationen eingebunden waren.

Das Gesetzesvorhaben dient auch der Umsetzung von EU-Recht. Der EU-Sozialministerrat hat auf der Grundlage des Artikel 13 EG-Vertrag am 27. November 2000 die Richtlinie 2000/78/EG zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf beschlossen (ABl. der EG Nr. L 303/2000 vom 2. Dezember 2000). Österreich hatte diese Rahmenrichtlinie bis 2. Dezember 2003 umzusetzen. Mit der Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes soll nun die EU-Richtlinie im Bereich der Bundeskompetenz für den Personenkreis der Menschen mit Behinderungen umgesetzt werden.

Für alle anderen von Diskriminierung betroffenen Personenkreise wurde die EU-Rahmenrichtlinie im Bereich der Bundeskompetenz bereits umgesetzt – für den privatwirtschaftlichen Bereich im Gleichbehandlungsgesetz, für den öffentlichen Dienst des Bundes im Bundes-Gleichbehandlungsgesetz. Entsprechende Gesetze der Länder sind teilweise schon in Kraft bzw. befinden sich im Stadium der Begutachtung. Der Diskriminierungstatbestand der Behinderung wurde, um den besonderen Bedürfnissen dieses Personenkreises gerecht zu werden – und auf ausdrücklichen Wunsch der Behindertenorganisationen – im Bereich der Bundeskompetenz bewusst nicht in die beiden Gleichbehandlungsgesetze aufgenommen.

Auf Grund der Komplexität der Rechtsmaterie wurde vor der formellen Begutachtung ein Vorbegutachtungsverfahren durchgeführt. Auf der Grundlage von Gesprächen mit Vertretern der Behindertenorganisationen, der Länder, der Ressorts und der Sozialpartner sowie der zahlreichen Stellungnahmen wurde der ursprüngliche Entwurf maßgeblich abgeändert.

Da auf der Grundlage der Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern eine Regelung für alle Gesellschaftsbereiche nur durch die Schaffung eines neuen Kompetenztatbestands „Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen“ möglich gewesen wäre – ein Konsens für die Schaffung einer solchen neuen Verfassungsbestimmung sich aber als nicht herstellbar erwies – soll nunmehr das Diskriminierungsverbot nur für jene Bereiche geregelt werden, die sich in Bundeskompetenz befinden. Die Länder haben allerdings vorgeschlagen, gemeinsame Standards in einer Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG festzulegen.

Das Gesetzesvorhaben hat zum Ziel, den Menschen mit Behinderungen die gleichberechtigte Teilhabe an allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens und eine selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen. Es enthält insbesondere ein Verbot der Diskriminierung auf Grund einer Behinderung. Die Rechtsfolge bei Diskriminierungen besteht vor allem darin, dass die diskriminierende natürliche oder juristische Person Schadenersatz leisten muss.

Zur Durchsetzung der Ansprüche nach diesem Gesetzesentwurf muss grundsätzlich der Rechtsweg im gerichtlichen Verfahren beschritten werden. Um eine Klagsflut vor Gericht und unnötige Kosten zu vermeiden, ist allerdings vor der Beschreitung des Rechtsweges ein verpflichtendes Schlichtungsverfahren beim Bundessozialamt durchzuführen. Das zentrale Element dieses Verfahrens ist Mediation. Für eine Vielzahl der Fälle dürfte auf diese Weise und ohne weitere Streitigkeiten eine für alle Beteiligten zufrieden stellende Lösung gefunden werden können.

Um einen reibungslosen Übergang zu ermöglichen, sind für Bauwerke, Verkehrsanlagen, Verkehrseinrichtungen und öffentliche Verkehrsmittel Übergangsfristen bis zu zehn Jahren vorgesehen. Die Behindertenorganisationen kritisieren diese Übergangsfristen als viel zu weitreichend. Es wird daher über diesen Punkt noch eingehende Gespräche mit dem Ziel geben, durch abgestufte Übergangsbestimmungen die Möglichkeit zu eröffnen, in angemessener Zeit die entsprechenden Adaptierungen vorzunehmen. Damit soll sichergestellt werden, dass auch während der Übergangsfristen zumutbare Verbesserungen geringeren Umfangs zum Abbau von Barrieren durchgeführt werden.

Um die rasche Beseitigung baulicher Barrieren zu unterstützen, ist beabsichtigt, nach Maßgabe der verfügbaren finanziellen Mittel die Förderung derartiger Vorhaben zu intensivieren.

Durch die Novellierung des Bundesbehindertengesetzes soll ein unabhängiger Behindertenanwalt beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz eingerichtet werden.

Die Änderungen des Gleichbehandlungsgesetzes, des Bundesgesetzes über die Gleichbehandlungskommission und die Gleichbehandlungsanwaltschaft sowie des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes werden im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit und dem Bundeskanzleramt vorgetragen.

Wie im Regierungsprogramm 2003 festgehalten wurde, ist beabsichtigt, das vorliegende Gesetzesvorhaben durch ein Bündelgesetz zu ergänzen, das bestehende Diskriminierungen von Menschen mit Behinderungen in den verschiedenen Materiengesetzen beseitigt.

Die Anerkennung der Gebärdensprache ist ein wichtiger Beitrag zur Gleichstellung gehörloser Menschen. Im Rahmen des Vorbegutachtungsverfahrens hat sich ergeben, dass aus rechtssystematischen Gründen eine verfassungsrechtlich verankerte Anerkennung nicht in diesem Gesetzesvorhaben, sondern in Artikel 8 B-VG, der die Amtssprache regelt, vorgenommen werden soll.

Ich stelle daher den
A n t r a g

die Bundesregierung wolle beschließen, den beiliegenden Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem ein Bundesgesetz über die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz – BGStG) erlassen wird und das Behinderteneinstellungsgesetz, das Bundesbehindertengesetz, das Bundessozialamtsgesetz, das Gleichbehandlungsgesetz, das Bundesgesetz über die Gleichbehandlungskommission und die Gleichbehandlungsanwaltschaft sowie das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz geändert werden – samt Vorblatt, Erläuterungen und Gegenüberstellungen – dem Nationalrat zur weiteren verfassungsmäßigen Behandlung vorzulegen.

Anlage
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